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Text 

Untersuchung und Überwachung des Funktionierens der Energiegroßhandelsmärkte 

§ 25a. (1) Unbeschadet der Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte, der Strafverfolgungsbehörden, 
der Bundeswettbewerbsbehörde, der Finanzmarktaufsichtsbehörde und des Bundesministers für 
Wirtschaft, Energie und Tourismus sind der Regulierungsbehörde zur Sicherstellung der Einhaltung der 
in den Art. 3 und Art. 5 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 festgelegten Verbote sowie der in den 
Art. 4, 7c, 8, 9 und 15 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 festgelegten Verpflichtungen Untersuchungs- 
und Überwachungsbefugnisse zugewiesen. Für diese Zwecke ist sie unter Wahrung des Maßstabs der 
Verhältnismäßigkeit gemäß Art. 13 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 berechtigt: 

 1. Zugang zu relevanten Unterlagen und Daten aller Art zu bekommen und Kopien von ihnen zu 
erhalten bzw. anzufertigen; 

 2. von jeder relevanten Person Auskünfte anzufordern, auch von Personen, die an der Übermittlung 
von Aufträgen oder an der Ausführung der betreffenden Handlungen nacheinander beteiligt sind, 
sowie von deren Auftraggebern, und falls notwendig, solche Personen oder Auftraggeber 
vorzuladen und zu vernehmen; 

 3. Ermittlungen vor Ort durch eigene Prüfer, durch Personen, die in Amtshilfe für die 
Regulierungsbehörde tätig werden, oder durch sonstige Sachverständige (Prüfungsorgane) 
durchzuführen und alle für die Durchführung von Ermittlungshandlungen erforderlichen 
Auskünfte zu verlangen sowie von allen Vertretern oder Beschäftigten des Unternehmens oder 
der Unternehmensvereinigung Erläuterungen zu Sachverhalten oder Unterlagen zu verlangen, die 
mit Gegenstand und Zweck der Ermittlungen in Zusammenhang stehen; 

 4. bereits existierende Aufzeichnungen von Telefongesprächen und Datenübermittlungen 
anzufordern; 

 5. bei Verdacht der Marktmanipulation für die Dauer des Verfahrens ein vorübergehendes Verbot 
der Ausübung der Berufstätigkeit des Beschuldigten zu verhängen, sofern der Beschuldigte 
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dringend tatverdächtig ist, diese Berufstätigkeit mit dem betroffenen Delikt in Zusammenhang 
steht und, wenn die Gefahr besteht, der Beschuldigte könnte sonst die Tat wiederholen. 

(1a) Die Regulierungsbehörde kann im Falle von Verstößen gegen die Verordnung (EU) 
Nr. 1227/2011 eine öffentliche Warnung oder Mitteilung betreffend die für den Verstoß verantwortliche 
Person und die Art des Verstoßes herausgeben. Der von der Veröffentlichung Betroffene kann eine 
Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Veröffentlichung in einem bescheidmäßig zu erledigenden 
Verfahren bei der Regulierungsbehörde beantragen. Die Regulierungsbehörde hat diesfalls die Einleitung 
eines solchen Verfahrens in gleicher Weise bekannt zu machen. Wird im Rahmen der Überprüfung die 
Rechtswidrigkeit der Veröffentlichung festgestellt, so hat die Regulierungsbehörde die Veröffentlichung 
richtig zu stellen oder auf Antrag des Betroffenen entweder zu widerrufen oder aus dem Internetauftritt zu 
entfernen. Wird einer Beschwerde gegen einen Bescheid der Regulierungsbehörde, in einem Verfahren 
vor den Gerichtshöfen öffentlichen Rechts aufschiebende Wirkung zuerkannt, so hat die 
Regulierungsbehörde dies in gleicher Weise bekannt zu machen. Die Veröffentlichung ist richtig zu 
stellen oder auf Antrag des Betroffenen entweder zu widerrufen oder aus dem Internetauftritt zu 
entfernen, wenn der Bescheid aufgehoben wird. 

(2) Die Regulierungsbehörde erhebt und sammelt die Daten und Informationen, die sie zur Erfüllung 
ihrer durch Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 und § 24 Abs. 1 Z 4 übertragenen Aufgaben benötigt. Die 
Regulierungsbehörde hat die Meldepflichtigen, die Häufigkeit, den Umfang sowie das Format der 
Meldepflichten durch Verordnung zu bestimmen. Zur Vermeidung von Doppelmeldungen sind die 
Meldepflichten der Meldeverpflichteten gegenüber anderen zuständigen nationalen Behörden sowie die 
von der Europäischen Kommission gemäß Art. 8 Abs. 2 und 6 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 
festzulegenden Meldepflichten zu berücksichtigen. 

(3) Börseunternehmen sowie sonstige Personen, die beruflich Transaktionen für den österreichischen 
Markt arrangieren, haben der Regulierungsbehörde alle zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen 
Informationen zu erteilen und die Regulierungsbehörde bei der Durchführung ihrer Untersuchungen zu 
unterstützen. Besteht der Verdacht, dass sowohl in den Aufgabenbereich des Börseunternehmens fallende 
Vorschriften, insbesondere die Handelsregeln, als auch in die Zuständigkeit der Regulierungsbehörde 
fallende Vorschriften verletzt wurden, so arbeiten beide Stellen zusammen und erteilen einander die 
erforderlichen Auskünfte. Die Regulierungsbehörde ist berechtigt, dem Börseunternehmen sowie 
sonstigen Personen, die beruflich Transaktionen für den österreichischen Markt arrangieren, die 
Unterlassung von Untersuchungen oder sonstigen Maßnahmen aufzutragen, wenn dadurch die Ermittlung 
eines Sachverhalts gemäß Art. 3 oder Art. 5 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 erschwert oder vereitelt 
würde. 

(4) Die Regulierungsbehörde, die Finanzmarktaufsichtsbehörde, die Bundeswettbewerbsbehörde und 
die Börsekommissäre gemäß § 98 Börsegesetz 2018 haben einander Beobachtungen und Feststellungen 
einschließlich personenbezogener Daten mitzuteilen, die für die Erfüllung ihrer Aufgaben im Sinne der 
Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 erforderlich sind. Sie tauschen untereinander, sowie mit der Agentur für 
die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden und der europäischen Wertpapier- und 
Marktaufsichtsbehörde (ESMA) regelmäßig, zumindest vierteljährlich, einschlägige Informationen und 
Daten über mögliche Verstöße gegen die Verordnung (EU) Nr. 596/2014 über Marktmissbrauch und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2003/6/EG und der Richtlinien 2003/124/EG, 2003/125/EG und 2004/72/EG, 
ABl. Nr. L 173 vom 12.06.2014 S. 1, in der Fassung der Verordnung (EU) 2024/2809, ABl. L, 
2024/2809, 14.11.2024, im Zusammenhang mit von der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 erfassten 
Energiegroßhandelsprodukten aus. Die Vertraulichkeit, die Integrität und der Schutz der eingehenden 
Informationen ist sicherzustellen. 

(4a) Die Regulierungsbehörde unterrichtet die zuständige Abgabenbehörde und EUROFISC, wenn 
sie berechtigten Grund zu der Annahme hat, dass auf dem Energiegroßhandelsmarkt Handlungen 
vorgenommen werden oder wurden, die Steuerbetrug darstellen können. 

(5) Die Regulierungsbehörde ist ermächtigt, Datenaustauschabkommen mit Regulierungsbehörden in 
anderen EU- und EFTA-Staaten abzuschließen und hierdurch gewonnene Daten zur Erfüllung ihrer durch 
die Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 und § 24 Abs. 1 Z 4 übertragenen Aufgaben zu verwenden. Die 
Vertraulichkeit, die Integrität und der Schutz der eingehenden Daten ist sicherzustellen. 

(6) Die Regulierungsbehörde ist ermächtigt, rechtskräftige Entscheidungen der zuständigen 
Strafbehörden, die wegen Verstößen gegen die Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 verhängt wurden, in 
sinngemäßer Anwendung des § 36 Abs. 4 unter Angabe der Beteiligten und des wesentlichen Inhalts der 
Entscheidung einschließlich der verhängten Sanktionen öffentlich bekanntzugeben, es sei denn, diese 
Bekanntgabe würde einen unverhältnismäßigen Schaden bei den Beteiligten zur Folge haben. 

(Anm.: Abs. 7 aufgehoben durch Art. 3 Z 67, BGBl. I Nr. 91/2025) 
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